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NEUES AUS DER GESETZGE-
BUNG 

Viertes Corona-Steuerhilfege-
setz 
BGBl. I 2022, S. 911 

Der Bundestag hat am 19. Mai 
2022 das Vierte Gesetz zur Um-
setzung steuerlicher Hilfsmaß-
nahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise (Viertes Corona-
Steuerhilfegesetz) beschlossen. 
Der Bundesrat hat dem Gesetz 
am 10. Juni 2022 zugestimmt 
und das Gesetz wurde am 22. 
Juni 2022 im Bundesgesetzblatt 
verkündet. Das Gesetz beinhal-
tet insbesondere Verlängerun-
gen der Abgabefristen für die 
Steuererklärungen 2020 bis 
2024. 

Außerdem wurden die Fristen für 
die Festsetzung von Ver-
spätungszuschlägen (§ 152 AO) 
sowie die zinsfreie Karenzzeit für 
Nachzahlungs- und Erstattungs-
zinsen gemäß § 233a AO ent-
sprechend verlängert. 

Das BMF-Schreiben vom 23. 
Juni 2022 – IV A 3 - S 
0261/20/10001 :018 – enthält 
dazu unter Berücksichtigung der 
Samstage, Sonntage und ge-
setzlichen Feiertage beim Ende 
der Abgabefristen folgende 
Übersichten: 

Ablauf der Steuererklärungs-
fristen 2020 bis 2025 

Besteue-
rungs-

zeitraum 

Nicht bera-
tene Steuer-

pflichtige 

Beratene 
Steuer-

pflichtige 

2020 
1. November 

20211 
31. August 

2022 

2021 
31.Oktober 

20222 
31. August 

2023 

2022 
2. Oktober 

2023 
31. Juli 
2024 

2023 
2. Septem-
ber 2024 

2. Juni  
2025 

2024 
31. Juli  
2025 

30. April 
2026 

2025 
31. Juli  
2026 

1. März 
2027 

   
1 Soweit dieser Tag in dem Land, zu 
dem das Finanzamt gehört, ein gesetz-
licher Feiertag ist: 2. November 2021 
2 Soweit dieser Tag in dem Land, zu 
dem das Finanzamt gehört, ein gesetz-
licher Feiertag ist: 1. November 2022 

 

Beginn des Zinslaufes nach  
§ 233a AO 

Besteuerungszeit-
raum Zinsbeginn 

2020 
1. Oktober  

2022 

2021 
1. Oktober  

2023 

2022 
1. September 

2024 

2023 
1. Juli  
2025 

2024 
1. Juli  
2026 

2025 
1. April 
 2027 
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NEUES VOM EUGH 

Gesamtschuldnerische Haf-
tung des indirekten Zollvertre-
ters für Einfuhrumsatzsteuer 
EuGH, Urteil vom 12. Mai 2022 
– Rs. C-714/20 – U.I. 

Der EuGH hat zur Frage der 
Haftung des indirekten Zollver-
treters als Gesamtschuldner von 
Einfuhrumsatzsteuer Stellung 
genommen. 

Sachverhalt 
Mit zwei Steuerbescheiden, die 
der Gesellschaft U. I. zugestellt 
wurden, berichtigte ein italieni-
sches Zollamt 45 bzw. 115 Ein-
fuhranmeldungen und setzte die 
entsprechenden Beträge der ge-
schuldeten Einfuhrumsatzsteuer 
fest. Das Zollamt war außerdem 
der Ansicht, dass U. I. als indi-
rekter Zollvertreter der beiden 
einführenden Unternehmen A 
und U. C. unter anderem gemäß 
den Art. 77 und 84 des Zollko-
dex gesamtschuldnerisch für die 
Entrichtung dieser Steuer mit 
diesen Unternehmen hafte. 

Die Zollbehörde war der Ansicht, 
dass die diesen Einfuhranmel-
dungen beigefügten Absichtser-
klärungen nicht zuverlässig 
seien, da sie auf die nicht für ge-
geben erachtete Tatsache ge-
stützt seien, dass diese einfüh-
renden Unternehmen herkömm-
liche Ausführer seien. Da diese 
keine Umsätze getätigt hätten, 
die unter das Kontingent für den 
umsatzsteuerbefreiten Erwerb 
fallen könnten, seien die geprüf-
ten Einfuhrgeschäfte nicht nach 
italienischem Recht von der Um-
satzsteuer befreit gewesen. 

U. I. erhob gegen diese beiden 
Steuerbescheide Klage beim 
vorlegenden Gericht, um deren 
Rechtswidrigkeit feststellen zu 
lassen. 

Urteil 
Der EuGH weist darauf hin, dass 

nach Art. 18 Abs. 1 des Zollko-
dex der indirekte Zollvertreter im 
eigenen Namen, aber für Rech-
nung einer anderen Person han-
delt. Bei der Abgabe der „Zollan-
meldung“ im Sinne von Art. 5 Nr. 
12 des Zollkodex tut er dies so-
mit im eigenen Namen, aber für 
Rechnung der Person, die ihm 
eine Vertretungsvollmacht erteilt 
hat und die er vertritt, so dass er 
als „Anmelder“ im Sinne von Art. 
5 Nr. 15 des Zollkodex handelt. 

Aus dem Wortlaut von Art. 77 
Abs. 3 des Zollkodex ergibt sich, 
dass sowohl der indirekte Zoll-
vertreter als Anmelder als auch 
der Einführer, in dessen Auftrag 
er diese Anmeldung abgibt, Zoll-
schuldner sind. Ferner ergibt 
sich aus dem Zusammenhang 
und den Zielen der Regelung, in 
die sich diese Bestimmung ein-
fügt, dass sie ausschließlich die 
Zollschuld und nicht auch die 
Einfuhrumsatzsteuer betrifft. 

Nach Art. 201 MwStSystRL wird 
bei der Einfuhr die Umsatzwert-
steuer von der Person oder den 
Personen geschuldet, die der 
Mitgliedstaat der Einfuhr als 
Steuerschuldner bestimmt oder 
anerkennt. Der EuGH legt Art. 
201 MwStSystRL dahin aus, 
dass der indirekte Zollvertreter 
für die Zahlung der Einfuhrum-
satzsteuer nicht gesamtschuld-
nerisch mit dem Einführer haft-
bar gemacht werden kann, wenn 
es keine nationalen Vorschriften 
gibt, in denen er ausdrücklich 
und eindeutig als Schuldner die-
ser Steuer bestimmt oder aner-
kannt wird. Die Prüfung dazu ob-
liegt dem vorlegenden italieni-
schen Gericht. 

Bitte beachten Sie: 
Nach § 13a Abs. 2 UStG gilt in 
Deutschland für die Steuer-
schuldnerschaft der Einfuhrum-
satzsteuer § 21 Abs. 2 UStG. 
Nach § 21 Abs. 2 UStG gelten 
für die Einfuhrumsatzsteuer die 
Vorschriften für die Zölle sinnge-
mäß, ausgenommen sind die 

Vorschriften über den passiven 
Veredelungsverkehr. Nach bis-
heriger Lesart ist unter entspre-
chender Anwendung des Art. 77 
Zollkodex Schuldner der Ein-
fuhrumsatzsteuer der Anmelder. 
Bei indirekter Vertretung ist auch 
die Person Zollschuldner, in de-
ren Auftrag die Zollanmeldung 
abgegeben wird (Gesamtschuld-
ner; Art. 77 Abs. 3 Zollkodex). 

In Anbetracht des den Mitglied-
staaten durch Art. 201 MwSt- 
SystRL eingeräumten Ermes-
sens steht vorliegend laut EuGH 
frei, zur Durchführung dieses Ar-
tikels vorzusehen, dass auch die 
Zollschuldner die Einfuhrumsatz-
steuer schulden und dass insbe-
sondere der indirekte Zollvertre-
ter mit der Person, die ihm eine 
Vertretungsvollmacht erteilt hat 
und die er vertritt, gesamtschuld-
nerisch für die Zahlung dieser 
Steuer haftet. Es ist deswegen 
zu prüfen, ob § 21 Abs. 2 UStG 
eine ausreichende Ermächti-
gungsgrundlage zur gesamt-
schuldnerischen Haftung von in-
direktem Vertreter und Einführer 
hinsichtlich Einfuhrumsatzsteuer 
ist. 

 

NEUES VOM BFH 

Steuerentstehung bei Vermitt-
lungsleistungen 
BFH, Urteil vom 1. Februar 
2022, V R 37/21 (V R 16/19) 

Das vorliegende Urteil betrifft 
Fragen zum Zeitpunkt der Steu-
erentstehung im Umsatzsteuer-
recht. 

Sachverhalt 
Die Klägerin versteuert ihre Um-
sätze nach vereinbarten Entgel-
ten. Sie erbrachte im Streitjahr 
2012 eine steuerpflichtige Ver-
mittlungsleistung an eine GmbH 
in Bezug auf einen Grundstücks-
kaufvertrag. Als Gegenleistung 
wurde ein Honorar in Höhe von 
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1.000.000 Euro zuzüglich Mehr-
wertsteuer vereinbart. Das ver-
einbarte Honorar sollte in fünf 
Teilbeträgen von jeweils 200.000 
Euro zuzüglich Umsatzsteuer 
gezahlt werden. Die Teilbeträge 
waren in einem Abstand von je-
weils einem Jahr fällig und der 
erste Teilbetrag war am 30. Juni 
2013 zu zahlen. Die GmbH hatte 
der Klägerin zur Erfüllung der 
Honorarzahlungen eine Sicher-
heit zu leisten. In den Folgejah-
ren erstellte die Klägerin Rech-
nungen mit Steuerausweis über 
die jeweiligen Teilbeträge zum 
jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt, 
vereinnahmte und versteuerte 
entsprechend der Vereinnah-
mung. 

Streitig ist, ob die Klägerin auf-
grund der bereits in 2012 er-
brachten Vermittlungsleistung 
das gesamte Vermittlungshono-
rar im Streitjahr zu versteuern 
hat. 

Urteil 
Der BFH kommt nach Durchfüh-
rung eines Vorabentscheidungs-
ersuchens an den EuGH (Urteil 
vom 28. Oktober 2021 – Rs.  
C-324/20 – X-Beteiligungsgesell-
schaft) zum Ergebnis, dass die 
Ratenzahlung keine Uneinbring-
lichkeit begründet. Nach dem 
EuGH ist die Nichtbezahlung ei-
nes Teilbetrags der Vergütung 
vor seiner Fälligkeit bei Vorlie-
gen einer Ratenzahlungsverein-
barung nicht als Nichtbezahlung 
des Preises einzustufen und 
mindert deshalb nicht die Steu-
erbemessungsgrundlage. Damit 
erweist sich die Auffassung, wo-
nach bei einer hinausgeschobe-
nen Fälligkeit über mehr als zwei 
Besteuerungszeiträume Unein-
bringlichkeit anzunehmen ist, als 
unzutreffend. Welche Folgen 
sich hieraus für sogenannte Si-
cherungseinbehalte bei Gewähr-
leistungsansprüchen ergeben, 
für die der BFH eine Uneinbring-
lichkeit bejaht hat, war vorlie-
gend nicht zu entscheiden. 

Eine Einschränkung der Sollbe-
steuerung dergestalt, dass der 
Unternehmer nur bereits fällige 
Entgeltansprüche zu versteuern 
hat, kommt nicht in Betracht. Der 
EuGH sieht insoweit den Um-
stand, dass die Steuerpflichtigen 
die Mehrwertsteuer, die sie an 
den Staat zu entrichten haben, 
vorfinanzieren müssen, wenn sie 
einmalige Leistungen erbringen, 
deren Vergütung ratenweise er-
folgt, als unbeachtlich an. 

Danach ist das Urteil des Fi-
nanzgerichts aufzuheben. Die 
Sache ist nicht spruchreif. Der 
BFH kann nicht selbst entschei-
den, ob im Streitfall von einer 
Steuerentstehung nach Teilleis-
tungen auszugehen ist. Der nati-
onale Begriff der Teilleistung 
entspricht zumindest im Regel-
fall den Begrifflichkeiten des Art. 
64 Abs. 1 MwStSystRL, da es 
sich bei der wirtschaftlich teilba-
ren Leistung um eine Leistung 
mit einem "kontinuierlichen oder 
wiederkehrenden Charakter" 
handelt, wie die vom EuGH als 
Anwendungsfälle von Art. 64 
Abs. 1 MwStSystRL angeführten 
Beispiele der Fahrzeugvermie-
tung oder der Erbringung von 
Rechts-, Wirtschafts- und Fi-
nanzberatungen im Rahmen von 
Dauerschuldverhältnissen zei-
gen. Diese sind auch nach natio-
nalem Recht als Teilleistungen 
anzusehen. 

Im Streitfall ist zu berücksichti-
gen, dass ein Ertragsteuersenat 
des Finanzgerichts aufgrund ei-
ner Beweiserhebung durch Zeu-
geneinvernahme zur dortigen 
Beurteilung der Leistung dessel-
ben Sachverhalts entschieden 
hat, dass den Begleitumständen 
der Honorarvereinbarung beson-
dere Bedeutung zukomme und 
davon auszugehen sei, dass die 
Klägerin "lediglich selbstständige 
Teilleistungen" erbracht habe. 
Dafür spreche die Aussage des 
Zeugen B, der als Geschäftsfüh-
rer dem Auftraggeber der Kläge-

rin erläutert habe, dass der Ge-
samtbetrag von 1.000.000 Euro 
nicht ausschließlich für die 
Grundstücksvermittlung gezahlt 
wurde, sondern auch für die "Be-
gleitung" während des gesamten 
Projekts. Aufgrund dieser Ver-
fahrensgegenrüge kann es auch 
in der hier vorliegenden Umsatz-
steuersache in Betracht kom-
men, Teilleistungen zu bejahen, 
die über einen Zeitraum von 
mehreren Jahren erbracht wur-
den. 

Bitte beachten Sie: 
Nach der Rechtsprechung des 
EuGH und BFH reicht eine ver-
einbarte Ratenzahlung allein für 
eine spätere Entstehung der 
Umsatzsteuer zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit der jeweiligen Rate 
nicht aus. Hinzukommen müs-
sen vielmehr Teilleistungen, das 
heißt eine Leistung mit "kontinu-
ierlichem oder wiederkehrendem 
Charakter". Auch in dem Fall, in 
dem die Ratenzahlungen unter 
einer Bedingung stehen wie in 
dem EuGH-Urteil vom 29. No-
vember 2018 – Rs. C-548/17 – 
baumgarten sports & more zu-
grunde liegenden Sachverhalt, 
kann es zu einer späteren Ent-
stehung der Umsatzsteuer im 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Ra-
ten kommen. Im Ergebnis ist so-
mit bereits bei den Vertragsver-
handlungen zu berücksichtigen, 
dass eine Ratenzahlung zu einer 
Vorfinanzierung der Umsatz-
steuer führen kann, sofern die 
Ratenzahlungen nicht an Bedin-
gungen geknüpft sind oder mit 
Teilleistungen einhergehen.  

 

Kartenpfand, das bei Überlas-
sung von elektronischen Zah-
lungskarten erhoben wird 
BFH, Urteil vom 26. Januar 
2022, XI R 19/19 (XI R 12/17) 

Der BFH kommt zum Ergebnis, 
dass es sich bei dem im Rah-
men eines bargeldlosen Zah-
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lungssystems für die Überlas-
sung elektronischer Zahlungs-
karten in Stadien erhobenen 
Kartenpfand nicht um pauscha-
lierten (durch die Kartenrück-
gabe auflösend bedingten) 
Schadensersatz handelt.  

Vielmehr liegt eine steuerbare 
sonstige Leistung vor, die nach  
§ 4 Nr. 8 Buchst. d UStG als 
Umsatz im Zahlungs- und Über-
weisungsverkehr steuerfrei ist, 
wenn der leistende Unternehmer 
selbst die Übertragung von Gel-
dern vornimmt. 

Sachverhalt 
Die Gesellschaft B überließ den 
Besuchern von Stadien elektro-
nische Zahlungskarten, soge-
nannte E-Karten, zur bargeldlo-
sen Zahlung von Speisen und 
Getränken in den Stadien.  

Die Nutzung der E-Karte war in 
den AGB der B näher geregelt. 
Danach können die Karteninha-
ber:innen mit der E-Karte an für 
die Nutzung der E-Karte freige-
gebenen Veranstaltungstagen 
innerhalb der Einsatzstätte der 
angeschlossenen Akzeptanzstel-
len bargeldlos bezahlen. Bei je-
dem Zahlungsvorgang vermin-
dert sich das auf der E-Karte ge-
speicherte Guthaben um den 
verfügten Betrag. Daneben war 
in den AGB für die Karteninha-
ber:innen die Möglichkeit zum 
Rücktausch eines etwaigen Kar-
tenguthabens (in Bar- oder 
Buchgeld) vorgesehen. Nach 
dem Preis- und Leistungsver-
zeichnis der B betrug das Kar-
tenpfand 2 Euro, das bei der 
erstmaligen Ausgabe der bis zu 
150 Euro aufladbaren E-Karte 
vom Ausgabewert abgezogen 
wurde. 

Die Stadionbetreiber und Cate-
rer zahlten Provisionen an B, die 
nach den mit den E-Karten ge-
leisteten Zahlungen oder festen 
Größen, wie zum Beispiel Zu-
schauerzahlen, bemessen wur-
den. B bot einen umfassenden 

Service für den Kartenzahlungs-
verkehr an, indem sie Kartenle-
segeräte zur Verfügung stellte 
und im Stadion mit eigenem Per-
sonal den Vertrieb, die Aufla-
dung und Rückgabe der E-Kar-
ten organisierte. 

Die aus dem Kartenpfand in den 
Streitjahren erzielten Erlöse sah 
B als umsatzsteuerfrei an. Die 
Provisionseinnahmen sowie die 
Erlöse aus der Veräußerung ab-
gelaufener E-Karten an Samm-
ler:innen unterwarf sie dagegen 
der Umsatzsteuer. 

Das Finanzamt vertrat dagegen 
die Auffassung, dass es sich bei 
den Erlösen aus dem Karten-
pfand um steuerpflichtige Um-
sätze aus der Lieferung von Ge-
genständen handele, die dem 
Regelsteuersatz unterlägen. So-
weit E-Karten gegen Auszahlung 
des Pfandbetrags innerhalb der 
zweijährigen Rücktauschfrist zu-
rückgegeben worden seien, sei 
der geschuldete Steuerbetrag 
nach § 17 UStG zu berichtigen. 
Die dagegen erhobene Klage 
blieb erfolglos. 

Urteil 
Der BFH hat die Revision als be-
gründet angesehen. Sie führte 
zur Aufhebung des angefochte-
nen Urteils und zur Zurückver-
weisung der Sache an das FG 
zur anderweitigen Verhandlung 
und Entscheidung. 

Das FG hat zwar zu Recht dahin 
erkannt, dass es sich bei dem in 
Höhe von 2 Euro erhobenen 
Kartenpfand nicht um "echten" 
Schadensersatz, sondern um ei-
nen steuerbaren Umsatz im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 
1 UStG handelt; allerdings sind 
die ausgeführten Umsätze keine 
selbstständigen Lieferungen von 
Gegenständen im Sinne des § 3 
Abs. 1 UStG. 

Vielmehr wurden durch das er-
öffnete Kartenzahlungssystem, 
das es den Stadionbesuchern 

erlaubte, in den Stadien bargeld-
los zu zahlen, einheitliche sons-
tige Leistungen im Sinne des § 3 
Abs. 9 Satz 1 UStG erbracht, die 
nach § 4 Nr. 8 Buchst. d UStG 
als Umsätze im Zahlungs- und 
Überweisungsverkehr umsatz-
steuerfrei sind.  

Die Sache ist jedoch nicht 
spruchreif. Das FG hat bisher 
keine Feststellungen dazu ge-
troffen, die eine Beurteilung dar-
über erlauben würden, ob und 
inwieweit der in Anspruch ge-
nommene Vorsteuerabzug aus 
den Eingangsleistungen anteilig 
zu kürzen ist. 

Bitte beachten Sie: 
Der BFH begründet die Vernei-
nung einer Lieferung wie folgt:  

Vorliegend war das Interesse 
der Karteninhaber:innen aus-
schließlich auf die bargeldlose 
Zahlung (als Bedingung eines 
Erwerbs von zum Beispiel Ge-
tränken) in den Stadien gerich-
tet. 

Ist das Interesse der Karteninha-
ber:innen aber weder auf den 
Erwerb der E-Karte an sich noch 
auf das Wechseln von Bargeld in 
elektronisches Guthaben gerich-
tet, sondern auf den entgeltli-
chen Zugang zum bargeldlosen 
Zahlungsverkehr in den Stadien, 
berücksichtigt die Wertung des 
FG, dass die Kartenüberlassung 
eine eigenständige Lieferung im 
Sinne des § 3 Abs. 1 UStG sei, 
die Interessenlage der Kartenin-
haber:innen nicht zutreffend.  

Die Überlassung der E-Karte ge-
gen ein Kartenpfand und die den 
Karteninhaber:innen dadurch er-
öffnete Möglichkeit, in den Sta-
dien bargeldlos zu zahlen, sind 
so eng miteinander verbunden, 
dass sie objektiv einen einzigen 
untrennbaren wirtschaftlichen 
Vorgang bilden, dessen Aufspal-
tung wirklichkeitsfremd wäre. 
Danach liegt eine einheitliche 
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sonstige Leistung, dessen domi-
nierender Bestandteil die in den 
Stadien eröffnete bargeldlose 
Zahlungsmöglichkeit ist, vor. 

 

NEUES VOM BMF 

Einführung einer Umsatz-
grenze für Unternehmen der 
Land- und Forstwirtschaft 
BMF, Schreiben vom 2. Juni 
2022 – III C 2 - S 7410/19/10001 
:016 

Durch das Jahressteuergesetz 
2020 wurde in § 24 UStG eine 
Umsatzgrenze in Höhe von 
600.000 Euro eingefügt. Diese 
ist erstmals auf Umsätze anzu-
wenden, die nach dem 31. De-
zember 2021 bewirkt werden. 
Sofern der Gesamtumsatz (§ 19 
Abs. 3 UStG) für das gesamte 
Unternehmen im vorangegange-
nen Kalenderjahr mehr als 
600.000 Euro betragen hat, sind 
die Umsätze zwingend nach der 
Regelbesteuerung zu versteu-
ern. Hinsichtlich der Einführung 
der Umsatzgrenze hat die Fi-
nanzverwaltung insbesondere 
folgende Regelungen in den 
Umsatzsteuer-Anwendungser-
lass aufgenommen. 

Neuregelungen im Umsatz-
steuer-Anwendungserlass 
Die Prüfung der Umsatzgrenze 
erfolgt anhand der Netto-Um-
sätze, die das Unternehmen im 
vorangegangenen Kalenderjahr 
erzielt hat und unter Zugrundele-
gung der im maßgeblichen Ka-
lenderjahr angewandten Besteu-
erungsart (Sollversteuerung oder 
Istversteuerung). Insoweit als 
das Unternehmen im vorange-
gangenen Kalenderjahr die 
Durchschnittssatzbesteuerung 
des § 24 UStG angewendet hat, 
sind bei der Berechnung des 
Gesamtumsatzes die vereinbar-
ten Entgelte zugrunde zu legen.  

Im Jahr des Beginns der ge-
werblichen oder beruflichen Tä-
tigkeit ist auf den voraussichtli-
chen Gesamtumsatz des laufen-
den Kalenderjahres abzustellen. 
In diesem Fall und wenn die ge-
werbliche oder berufliche Tätig-
keit nur in einem Teil des voran-
gegangenen Kalenderjahres 
ausgeübt wurde, ist der Gesam-
tumsatz in einen Jahresgesam-
tumsatz umzurechnen. 

Spezielle Regelungen gelten im 
Fall einer Geschäftsveräußerung 
und der Gesamtrechtsnachfolge, 
auf die das BMF besonders hin-
weist. 

Im Jahr des Beginns der ge-
werblichen oder beruflichen Tä-
tigkeit ist auf den voraussichtli-
chen Gesamtumsatz des laufen-
den Kalenderjahres abzustellen. 
In diesem Fall oder wenn die ge-
werbliche oder berufliche Tätig-
keit nur in einem Teil des voran-
gegangenen Kalenderjahres 
ausgeübt wurde, ist der Gesam-
tumsatz in einen Jahresgesam-
tumsatz umzurechnen. 

Bei einem Übergang zur Regel-
besteuerung ist der Voranmel-
dungszeitraum grundsätzlich das 
Kalendervierteljahr. Beträgt die 
Steuer für das vorangegangene 
Kalenderjahr mehr als 7.500 
Euro, ist der Kalendermonat  
Voranmeldungszeitraum. Eine 
Befreiung von der Verpflichtung 
zur Übermittlung von Voranmel-
dungen im ersten Jahr nach dem 
gesetzlichen Wechsel zur Regel-
besteuerung kommt nicht in Be-
tracht. 

Bei einer Änderung der Besteue-
rungsform kommt eine Berichti-
gung des Vorsteuerabzugs nach 
§ 15a UStG in Betracht. Die Ba-
gatellgrenzen nach § 44 UStDV 
sind zu beachten. 

 

 

IN KÜRZE 

EuGH-Vorlage zum Vorsteuer-
abzug bei Kureinrichtungen 
BFH, Beschluss vom 15. De-
zember 2021, XI R 30/19 

Der BFH hat zur Klärung der 
Frage, ob der Betrieb von Kur-
einrichtungen gegen eine Kur-
taxe eine unternehmerische Tä-
tigkeit darstellt und somit der 
Vorsteuerabzug für damit zu-
sammenhängende Eingangsleis-
tungen zu gewähren ist, dem 
EuGH zwei Fragen zur Vor-
abentscheidung vorgelegt: 

̶ Übt unter Umständen wie de-
nen des Ausgangsverfahrens 
eine Gemeinde, die aufgrund 
einer kommunalen Satzung 
von Besuchern, die sich in 
der Gemeinde aufhalten 
(Kurgäste), für die Bereitstel-
lung von Kureinrichtungen 
(zum Beispiel Kurpark, Kur-
haus, Wege) eine „Kurtaxe“ 
(in Höhe eines bestimmten 
Betrages pro Aufenthaltstag) 
erhebt, mit der Bereitstellung 
der Kureinrichtungen an die 
Kurgäste gegen Kurtaxe 
auch dann eine wirtschaftli-
che Tätigkeit im Sinne des 
Art. 2 Abs. 1 Buchst. c MwSt-
SystRL aus, wenn die Kurein-
richtungen ohnehin für alle 
(und daher zum Beispiel 
auch für nicht kurtaxepflich-
tige Einwohner oder andere 
nicht kurtaxepflichtige Perso-
nen) frei zugänglich sind? 
 

̶ Falls diese Frage bejaht wird: 
Ist unter den oben genannten 
Umständen des Ausgangs-
verfahrens bei der Prüfung, 
ob die Behandlung der Ge-
meinde als Nicht-Steuer-
pflichtige zu „größeren Wett-
bewerbsverzerrungen“ im 
Sinne des Art. 13 Abs. 1 Un-
terabs. 2 MwStSystRL führen 
würde, der räumlich relevante 
Markt nur das Gemeindege-
biet? 
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VORSCHAU 

Entwurf eines BMF-Schrei-
bens zu Reihengeschäften 

Das BMF hat den Verbänden 
den Entwurf eines BMF-Schrei-
bens zur umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Reihengeschäften 
zur Stellungnahme übersandt. 

Durch das Gesetz zur weiteren 
steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Ände-
rung weiterer steuerlicher Vor-
schriften vom 12. Dezember 
2019 wurde die umsatzsteuerli-
che Behandlung von Reihenge-
schäften geändert. Diese Geset-
zesänderung dient unter ande-
rem der Umsetzung von Artikel 
36a MwStSystRL. Zum anderen 
dient die Gesetzesänderung der 
Beseitigung von Rechtsunsicher-
heiten bei der Zuordnung der 
Beförderung oder Versendung 
bei Reihengeschäften, die in-
folge der Rechtsprechung des 
BFH entstanden sind. Das BMF-
Schreiben soll in allen offenen 
Fällen anzuwenden sein. 

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

14 Jun  ̶  Portugal: VAT rate for 
elevator repairs and mainte-
nance (CJEU judgment) 

14 Jun  ̶  Czech Republic: VAT 
perspective on early termination 
of energy supplies; VAT treat-
ment of promotional events 

13 Jun  ̶   Belgium: Extension of 
VAT filing deadlines 

13 Jun  ̶  Mexico: Electronic in-
voice 4.0 (CFDI 4.0) mandatory 
beginning 1 January 2023 (six-
month extension) 

7 Jun  ̶  Netherlands: Transfers 
of real property qualified as 
transfers of going concern for 
VAT purposes (court decisions) 

2 Jun  ̶  Saudi Arabia: Penalty 
waiver relaunched for all taxes, 
including VAT and excise tax 

2 Jun  ̶  Switzerland: Possible re-
visions of VAT law include 
measures affecting electronic 
platforms 

31 May  ̶  Poland: Fixed estab-
lishment of German entity under 
VAT law (court decision) 

23 May  ̶  Denmark: Legislative 
proposals regarding interest sur-
charges for tax corrections, in-
cluding for VAT 

12 May – Switzerland: VAT ana-
lysis of tokenized commodities 
trading 

Diese und weitere Beiträge fin-
den Sie hier. 

 

 

 

https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
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